
Antragstellerin / Antragsteller 

Landkreis Rostock 

Amt für Kinder-und Jugendhilfe 

Am Wall 3-5 

18273 Güstrow 

Mutter Vater 
Vormund / 

Ergänzungspfleger 

Nachname(n), Vorname(n) 

Anschrift (Straße, Haus-Nr., PLZ, Ort) 

Telefon 

E-Mail (freiwillige Angabe) 

Antrag auf Gewährung von Eingliederungshilfe 

gemäß § 35a Achtes Sozialgesetzbuch (SGB VIII) 

Ich/Wir beantrage(n) beim Amt für Kinder und Jugendhilfe eine in Abstimmung mit mir/uns und 

meinem/unserem Kind geeignete Eingliederungshilfe gemäß §35a SGB VIII. 

Für das anspruchsberechtigte Kind bzw. Jugendlichen: 

mein/unser Kind mein/unser Mündel mein/unser Pflegekind 
für mich (ab dem 16. 

Lebensjahr) 

Nachname, Vorname(n) Geburtsdatum 

Ausführliche Begründung des Antrags (ggf. Beiblatt beifügen) 

Die auf der Rückseite abgedruckten Auszüge aus dem SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe) habe ich zur Kenntnis 
genommen. Gemäß § 91 SGB VIII prüft der Träger der öffentliche Jugendhilfe die Erhebung von Kostenbeitrag. Mit 
meiner Unterschrift bestätige ich den Erhalt des Informationsblattes nach Art. 13 der Datenschutz-Grundverordnung 
(DS-GVO). 

Ort, Datum Unterschrift der / des Antragsteller/-s 
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§ 36 SGB VIII Mitwirkung, Hilfeplan 
(1) Der Personensorgeberechtigte und das Kind oder der Jugendliche sind vor der Entscheidung 
über die Inanspruchnahme einer Hilfe und vor einer notwendigen Änderung von Art und Umfang 
der Hilfe zu beraten und auf die möglichen Folgen für die Entwicklung des Kindes oder des 
Jugendlichen hinzuweisen. Vor und während einer langfristig zu leistenden Hilfe außerhalb der 
eigenen Familie ist zu prüfen, ob die Annahme als Kind in Betracht kommt. Ist Hilfe außerhalb der 
eigenen Familie erforderlich, so sind die in Satz 1 genannten Personen bei der Auswahl der 
Einrichtung oder der Pflegestelle zu beteiligen. Der Wahl und den Wünschen ist zu entsprechen, 
sofern sie nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten verbunden sind. Wünschen die in Satz 1 
genannten Personen die Erbringung einer in § 78a genannten Leistung in einer Einrichtung, mit 
deren Träger keine Vereinbarungen nach § 78b bestehen, so soll der Wahl nur entsprochen 
werden, wenn die Erbringung der Leistung in dieser Einrichtung nach Maßgabe des Hilfeplanes 
nach Absatz 2 geboten ist. 
(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraussichtlich für 
längere Zeit zu leisten ist, im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte getroffen werden. Als 
Grundlage für die Ausgestaltung der Hilfe sollen sie zusammen mit dem 
Personensorgeberechtigten und dem Kind oder dem Jugendlichen einen Hilfeplan aufstellen, der 
Feststellungen über den Bedarf, die zu gewährende Art der Hilfe sowie die notwendigen 
Leistungen enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, ob die gewählte Hilfeart weiterhin geeignet und 
notwendig ist. Werden bei der Durchführung der Hilfe andere Personen, Dienste oder 
Einrichtungen tätig, so sind sie oder deren Mitarbeiter an der Aufstellung des Hilfeplans und seiner 
Überprüfung zu beteiligen. 
(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforderlich, so soll bei der Aufstellung und Änderung des 
Hilfeplans sowie bei der Durchführung der Hilfe die Person, die eine Stellungnahme nach § 35a 
Abs. 1a abgegeben hat, beteiligt werden; vor einer Entscheidung über die Gewährung einer Hilfe 
zur Erziehung, die ganz oder teilweise im Ausland erbracht werden soll, soll zum Ausschluss einer 
seelischen Störung mit Krankheitswert die Stellungnahme einer in § 35a Abs. 1a Satz 1 genannten 
Person eingeholt werden. Erscheinen Maßnahmen der beruflichen Eingliederung erforderlich, so 
sollen auch die Stellen der Bundesagentur für Arbeit beteiligt werden. 

§ 36a SGB VIII Steuerungsverantwortung, Selbstbeschaffung 
(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe trägt die Kosten der Hilfe grundsätzlich nur dann, wenn 
sie auf der Grundlage seiner Entscheidung nach Maßgabe des Hilfeplans unter Beachtung des 
Wunsch- und Wahlrechts erbracht wird; dies gilt auch in den Fällen, in denen Eltern durch das 
Familiengericht oder Jugendliche und junge Volljährige durch den Jugendrichter zur 
Inanspruchnahme von Hilfen verpflichtet werden. Die Vorschriften über die Heranziehung zu den 
Kosten der Hilfe bleiben unberührt. 
(2) Abweichend von Absatz 1 soll der Träger der öffentlichen Jugendhilfe die niedrigschwellige 
unmittelbare Inanspruchnahme von ambulanten Hilfen, insbesondere der Erziehungsberatung, 
zulassen. Dazu schließt er mit den Leistungserbringern Vereinbarungen, in denen die 
Voraussetzungen und die Ausgestaltung der Leistungserbringung sowie die Übernahme der 
Kosten geregelt werden. 
(3) Werden Hilfen abweichend von den Absätzen 1 und 2 vom Leistungsberechtigten selbst 
beschafft, so ist der Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme der erforderlichen 
Aufwendungen nur verpflichtet, wenn 
1. der Leistungsberechtigte den Träger der öffentlichen Jugendhilfe vor der Selbstbeschaffung 
über den Hilfebedarf in Kenntnis gesetzt hat, 
2. die Voraussetzungen für die Gewährung der Hilfe vorlagen und 
3. die Deckung des Bedarfs 

a) bis zu einer Entscheidung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe über die Gewährung der 
Leistung oder 

b) bis zu einer Entscheidung über ein Rechtsmittel nach einer zu Unrecht abgelehnten Leistung 
keinen zeitlichen Aufschub geduldet hat. 
War es dem Leistungsberechtigten unmöglich, den Träger der öffentlichen Jugendhilfe rechtzeitig 
über den Hilfebedarf in Kenntnis zu setzen, so hat er dies unverzüglich nach Wegfall des 
Hinderungsgrundes nachzuholen. 

§ 37 SGB VIII Zusammenarbeit bei Hilfen außerhalb der eigenen Familie 
1) Bei Hilfen nach §§ 32 bis 34 und § 35a Abs. 2 Nr. 3 und 4 soll darauf hingewirkt werden, dass 
die Pflegeperson oder die in der Einrichtung für die Erziehung verantwortlichen Personen und die 
Eltern zum Wohl des Kindes oder des Jugendlichen zusammenarbeiten. Durch Beratung und 
Unterstützung sollen die Erziehungsbedingungen in der Herkunftsfamilie innerhalb eines im 
Hinblick auf die Entwicklung des Kindes oder Jugendlichen vertretbaren Zeitraums so weit 
verbessert werden, dass sie das Kind oder den Jugendlichen wieder selbst erziehen kann. 
Während dieser Zeit soll durch begleitende Beratung und Unterstützung der Familien darauf 
hingewirkt werden, dass die Beziehung des Kindes oder Jugendlichen zur Herkunftsfamilie 
gefördert wird. Ist eine nachhaltige Verbesserung der Erziehungsbedingungen in der 
Herkunftsfamilie innerhalb dieses Zeitraums nicht erreichbar, so soll mit den beteiligten Personen 
eine andere, dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche und auf Dauer angelegte 
Lebensperspektive erarbeitet werden. 
(2) Die Pflegeperson hat vor der Aufnahme des Kindes oder des Jugendlichen und während der 
Dauer der Pflege Anspruch auf Beratung und Unterstützung; dies gilt auch in den Fällen, in denen 
dem Kind oder dem Jugendlichen weder Hilfe zur Erziehung noch Eingliederungshilfe gewährt wird 
oder die Pflegeperson der Erlaubnis nach § 44 nicht bedarf. § 23 Abs. 4 gilt entsprechend. 
(3) Das Jugendamt soll den Erfordernissen des Einzelfalls entsprechend an Ort und Stelle 
überprüfen, ob die Pflegeperson eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche 
Erziehung gewährleistet. Die Pflegeperson hat das Jugendamt über wichtige Ereignisse zu 
unterrichten, die das Wohl des Kindes oder des Jugendlichen betreffen. 

§ 38 SGB VIII Vermittlung bei der Ausübung der Personensorge 
Sofern der Inhaber der Personensorge durch eine Erklärung nach § 1688 Abs. 3 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs die Vertretungsmacht der Pflegeperson soweit einschränkt, daß dies 
eine dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förderliche Erziehung nicht mehr ermöglicht, 
sowie bei sonstigen Meinungsverschiedenheiten sollen die Beteiligten das Jugendamt einschalten. 

§ 39 SGB VIII Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder des Jugendlichen 
(1) Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 oder nach § 35a Abs. 2 Nr. 2 bis 4 gewährt, so ist auch der 
notwendige Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen außerhalb des Elternhauses sicherzustellen. 
Er umfasst auch die Kosten der Erziehung. 
(2) Der gesamte regelmäßig wiederkehrende Bedarf soll durch laufende Leistungen gedeckt 
werden. Sie umfassen außer im Fall des § 32 und des § 35a Abs. 2 Nr. 2 auch einen 
angemessenen Barbetrag zur persönlichen Verfügung des Kindes oder des Jugendlichen. Die 
Höhe des Betrages wird in den Fällen der §§ 34, 35, 35a Abs. 2 Nr. 4 von der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde festgesetzt; die Beträge sollen nach Altersgruppen gestaffelt sein. Die 
laufendenLeistungen im Rahmen der Hilfe in Vollzeitpflege (§ 33) oder bei einer geeigneten 
Pflegeperson (§ 35a Abs. 2 Satz 2 Nr. 3) sind nach den Absätzen 4 bis 6 zu bemessen. 
(3) Einmalige Beihilfen oder Zuschüsse können insbesondere zur Erstausstattung einer 
Pflegestelle, bei wichtigen persönlichen Anlässen sowie für Urlaubs- und Ferienreisen des Kindes 
oder des Jugendlichen gewährt werden. 
(4) Die laufenden Leistungen sollen auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten gewährt werden, 
sofern sie einen angemessenen Umfang nicht übersteigen. Die laufenden Leistungen umfassen 
auch die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung 
sowie die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen 
Alterssicherung. Sie sollen in einem monatlichen Pauschalbetrag gewährt werden, soweit nicht 
nach der Besonderheit des Einzelfalls abweichende Leistungen geboten sind. Ist die Pflegeperson 
unterhaltsverpflichtet, so kann der monatliche Pauschalbetrag angemessen gekürzt werden. Wird 
ein Kind oder ein Jugendlicher im Bereich eines anderen Jugendamts untergebracht, so soll sich 
die Höhe des zu gewährenden Pauschalbetrages nach den Verhältnissen richten, die am Ort der 
Pflegestelle gelten. 
(5) Die Pauschalbeträge für laufende Leistungen zum Unterhalt sollen von den nach Landesrecht 
zuständigen Behörden festgesetzt werden. Dabei ist dem altersbedingt unterschiedlichen 
Unterhaltsbedarf von Kindern und Jugendlichen durch eine Staffelung der Beträge nach 
Altersgruppen Rechnung zu tragen. Das Nähere regelt Landesrecht. 
(6) Wird das Kind oder der Jugendliche im Rahmen des Familienleistungsausgleichs nach § 31 
des Einkommensteuergesetzes bei der Pflegeperson berücksichtigt, so ist ein Betrag in Höhe der 
Hälfte des Betrages, der nach § 66 des Einkommensteuergesetzes für ein erstes Kind zu zahlen 
ist, auf die laufenden Leistungen anzurechnen. Ist das Kind oder der Jugendliche nicht das älteste 
Kind in der Pflegefamilie, so ermäßigt sich der Anrechnungsbetrag für dieses Kind oder diesen 
Jugendlichen auf ein Viertel des Betrages, der für ein erstes Kind zu zahlen ist. 
(7) Wird ein Kind oder eine Jugendliche während ihres Aufenthaltes in einer Einrichtung oder einer 
Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes, so ist auch der notwendige Unterhalt dieses Kindes 
sicherzustellen. 

§ 40 SGB VIII Krankenhilfe 
Wird Hilfe nach den §§ 33 bis 35 oder nach § 35a Abs. 2 Nr. 3 oder 4 gewährt, so ist auch 
Krankenhilfe zu leisten; für den Umfang der Hilfe gelten die §§ 47 bis 52 des Zwölften Buches 
entsprechend. Krankenhilfe muss den im Einzelfall notwendigen Bedarf in voller Höhe befriedigen. 
Zuzahlungen und Eigenbeteiligungen sind zu übernehmen. Das Jugendamt kann in geeigneten 
Fällen die Beiträge für eine freiwillige Krankenversicherung übernehmen, soweit sie angemessen 
sind. 

§ 91 SGB VIII Anwendungsbereich 
(1) Zu folgenden vollstationären Leistungen und vorläufigen Maßnahmen werden Kostenbeiträge 
erhoben: 
1. der Unterkunft junger Menschen in einer sozialpädagogisch begleiteten 

Wohnform (§ 13 Abs. 3), 
2. der Betreuung von Müttern oder Vätern und Kindern in gemeinsamen 

Wohnformen (§ 19), 
3. der Betreuung und Versorgung von Kindern in Notsituationen (§ 20), 
4. der Unterstützung bei notwendiger Unterbringung junger Menschen zur 

Erfüllung der Schulpflicht und zum Abschluss der Schulausbildung (§ 21), 
5. der Hilfe zur Erziehung 

a) in Vollzeitpflege (§ 33), 
b) in einem Heim oder einer sonstigen betreuten Wohnform (§ 34), 
c) in intensiver sozialpädagogischer Einzelbetreuung (§ 35), sofern sie 

außerhalb des Elternhauses erfolgt, 
d) auf der Grundlage von § 27 in stationärer Form, 

6. der Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche 
durch geeignete Pflegepersonen sowie in Einrichtungen über Tag und Nacht 
und in sonstigen Wohnformen (§ 35a Abs. 2 Nr. 3 und 4), 

7. der Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen (§ 42), 
8. der Hilfe für junge Volljährige, soweit sie den in den Nummern 5 und 6 

genannten Leistungen entspricht (§ 41). 
(2) Zu folgenden teilstationären Leistungen werden Kostenbeiträge erhoben: 
1. der Betreuung und Versorgung von Kindern in Notsituationen nach § 20, 
2. Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe nach § 32 und anderen 

teilstationären Leistungen nach § 27, 
3. Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche in 

Tageseinrichtungen und anderen teilstationären Einrichtungen nach § 35a 
Abs. 2 Nr. 2 und 

4. Hilfe für junge Volljährige, soweit sie den in den Nummern 2 und 3 
genannten Leistungen entspricht (§ 41). 

(3) Die Kosten umfassen auch die Aufwendungen für den notwendigen Unterhalt und die 
Krankenhilfe. 
(4) Verwaltungskosten bleiben außer Betracht. 
(5) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe tragen die Kosten der in den Absätzen 1 und 2 
genannten Leistungen unabhängig von der Erhebung eines Kostenbeitrags. 
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Informationen 
nach Artikel 13 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 

Landkreis Rostock Amt für Kinder- und Jugendhilfe 

Der Landrat Sozialpädagogischer Dienst 

Am Wall 3-5 

18273 Güstrow Telefon: 03843 755 52999 

www.landkreis-rostock.de E-Mail: kinderundjugendhilfe@LKROS.de 

Zweck der Datenverarbeitung: 

Gewährung von Hilfen nach § 35a SGB VIII, Erhebung von Kostenbeiträgen und Forderungsmanagement 

Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung: 

Artikel 6 Abs. 1c DS-GVO i. V. m. § 67 a ff SGB X 

Folgen bei Nichtbereitstellung der Daten durch die betroffene Person: 

Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten ist gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben, für einen 

Vertragsabschluss erforderlich oder die betroffene Person ist verpflichtet, die personenbezogenen Daten zur 

Antragsbearbeitung bereitzustellen. 

Mögliche Folgen der Nichtbereitstellung bzw. Zurückhaltung von personenbezogenen Daten sind: 

Die Bearbeitung des Antrages ist nicht möglich. 

Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten, wenn die Notwendigkeit besteht: 

Träger der freien Jugendhilfe, Gesundheitsamt, andere Jugendämter, Standesämter, Krankenkasse, Familienkasse, 

Bundesagentur für Arbeit, Amt für Ausbildungsförderung, Jobcenter, Finanzamt, dt. Rentenversicherung, 

Meldebehörden, behandelnde Ärzte, Kostenbeitragspflichtige, Arbeitgeber 

Geplante Datenübermittlung in ein Drittland oder an eine internationale Organisation 

☒ nein ☐ a 

Wenn ja, weitere Informationen gem. Art. 13 Abs. 1 lit. f) bzw. Art. 14 Abs. 1 lit. f) DS-GVO 

Speicherdauer der Daten, bzw. die Kriterien für die Festlegung der Speicherdauer: 

Die Speicherdauer für die erhobenen Daten richtet sich unter Beachtung gesetzlicher Aufbewahrungsfristen nach 

Artikel 5 Abs. 1e DS-GVO i. V. mit § 84 Abs. 2 SGB X, 63 SGB VIII und § 67b SGB X. 

Information zu Betroffenenrechten 

Auf Ihre Rechte zu Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung, Datenübertragbarkeit und 

Widerspruch bezüglich aller Ihrer verarbeiteten personenbezogenen Daten weisen wir Sie an dieser Stelle 

ausdrücklich hin. Rechtsgrundlagen hierfür sind die Art. 15 bis 21 DS-GVO. 

Beruht die Verarbeitung personenbezogener Daten auf Ihrer Einwilligung, können Sie diese jederzeit mit Wirkung 

für die Zukunft widerrufen. 

Sie haben das Recht Beschwerden beim Landesbeauftragten für Datenschutz zu erheben. 

Postanschrift: Schloss Schwerin, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin, 

Tel.: 0385 / 59494 0 oder E-Mail: info@datenschutz-mv.de. 

Kontaktdaten des behördlichen Datenschutzbeauftragten 

Landkreis Rostock 

Datenschutzbeauftragter 

Am Wall 3-5, 18273 Güstrow 

Telefon: 03843 / 755 30301 

E-Mail: datenschutz@LKROS.de 
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